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Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

 

Bekanntmachung von Technischen Regeln  

 

 

hier:  - TRGS 517 „Tätigkeiten mit potenziell asbesthaltigen mineralischen Rohstoffen 
und daraus hergestellten Gemischen und Erzeugnissen“ 

 

– Bek. d. BMAS v. 28.1.2015 – IIIb 3 – 35125 – 5 – 

 

Gemäß § 20 Absatz 4 der Gefahrstoffverordnung macht das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales folgende Technischen Regeln für Gefahrstoffe bekannt: 

- Änderungen und Ergänzungen der TRGS 517 „Tätigkeiten mit potenziell as-
besthaltigen mineralischen Rohstoffen und daraus hergestellten Gemischen 
und Erzeugnissen“ 

Die TRGS 517 „Tätigkeiten mit potenziell asbesthaltigen mineralischen Rohstoffen 
und daraus hergestellten Gemischen und Erzeugnissen“, Ausgabe Februar 2013 
(GMBl 2013, S. 382-396 [Nr.18] v. 9.4.2013), zuletzt geändert und ergänzt: GMBl 
2014, S. 164 [Nr. 8/9] v. 20.3.2014), wird wie folgt geändert und ergänzt: Nummer 
6.3 wird wie folgt neu gefasst: 

 

6.3 Arbeitsmedizinische Vorsorge 

(1) Arbeitsmedizinische Vorsorge richtet sich nach der Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) und den dazu veröffentlichten 
Arbeitsmedizinischen Regeln (AMR). 

(2) Arbeitsmedizinische Vorsorge dient der Beurteilung der individuellen 
Wechselwirkungen von Arbeit und physischer und psychischer Gesundheit und 
der Früherkennung arbeitsbedingter Gesundheitsstörungen sowie der 
Feststellung, ob bei Ausübung einer bestimmten Tätigkeit eine erhöhte 
gesundheitliche Gefährdung besteht (§ 2 Absatz 1 Nummer 2 ArbMedVV). 
Dabei steht die Beratung der Beschäftigten zur Exposition und den sich daraus 
ergebenden Gefährdungen für ihre Gesundheit im Vordergrund. Wenn 
körperliche oder klinische Untersuchungen aus Sicht des Arztes für die 
Aufklärung und Beratung nicht erforderlich sind oder vom Beschäftigten 
abgelehnt werden, beschränkt sich die arbeitsmedizinische Vorsorge auf ein 

Beratungsgespräch (§ 2 Absatz 1 Nummer 3 ArbMedVV). Vor der Beauftragung 
von Röntgenuntersuchungen ist kritisch die rechtfertigende Indikation nach der 
Röntgenverordnung zu prüfen. 

(3) Arbeitsmedizinische Vorsorge ist für die betroffenen Beschäftigten nach § 4 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Anhang Teil 1 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a Arb-
MedVV durch den Arbeitgeber vor Aufnahme der Tätigkeit und danach in re-
gelmäßigen Abständen (vgl. AMR 2.1) zu veranlassen (Pflichtvorsorge), wenn 
am Arbeitsplatz eine wiederholte Exposition gegenüber Asbest nicht ausge-
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schlossen werden kann. Der Arbeitgeber darf die Tätigkeit durch die betroffe-
nen Beschäftigten nur ausüben lassen, wenn sie zuvor an der Pflichtvorsorge 
teilgenommen haben (§ 4 Absatz 2 ArbMedVV). 

(4) Arbeitsmedizinische Vorsorge ist den betroffenen Beschäftigten nach § 5 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Anhang Teil 1 Absatz 2 Nummer 1 ArbMedVV durch 
den Arbeitgeber vor Aufnahme der Tätigkeit und danach in regelmäßigen Ab-
ständen (vgl. AMR 2.1) anzubieten (Angebotsvorsorge), wenn er keine Pflicht-
vorsorge zu veranlassen hat und eine Exposition gegenüber Asbest nicht aus-
geschlossen werden kann. Das Ausschlagen eines Angebots entbindet den Ar-
beitgeber nicht von der Verpflichtung, weiter regelmäßig Angebotsvorsorge an-
zubieten. Die AMR 5.1 zeigt einen Weg der Angebotsunterbreitung auf. 

(5) Sofern die betroffenen Beschäftigten Atemschutzgeräte tragen müssen, soll die 
Pflicht- bzw. Angebotsvorsorge hierfür (Anhang Teil 4 Absatz 1 Nummer 1 bzw. 
Absatz 2 Nummer 2 ArbMedVV) mit jener wegen Asbest kombiniert werden. 

(6) Nach Beendigung der Tätigkeit mit Exposition gegenüber Asbest hat der Ar-
beitgeber betroffenen Beschäftigten nach § 5 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit 
Anhang Teil 1 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a ArbMedVV in regelmäßigen 
Abständen (vgl. AMR 2.1) nachgehende Vorsorge anzubieten. Das Angebot zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge dient dann der Früherkennung asbestbedingter 
Erkrankungen. Gesundheitsstörungen durch Asbestexposition sind insbesonde-
re nach längeren Latenzzeiten zu erwarten. Das Ausschlagen eines Angebots 
entbindet den Arbeitgeber nicht von der Verpflichtung, weiter regelmäßig Ange-
botsvorsorge in Form nachgehender Vorsorge anzubieten. Die AMR 5.1 zeigt 
einen Weg der Angebotsunterbreitung auf. Sofern die Beschäftigten eingewilligt 
haben, überträgt der Arbeitgeber am Ende des Beschäftigungsverhältnisses die 
Verpflichtung zum Angebot der nachgehenden Vorsorge an den zuständigen 
gesetzlichen Unfallversicherungsträger und überlässt diesem die erforderlichen 
Unterlagen in Kopie (vgl. § 5 Absatz 3 Satz 2 ArbMedVV). 

(7) Der Arzt hält nach § 6 Absatz 3 ArbMedVV das Ergebnis und die Befunde der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge einschließlich einer ggf. durchgeführten Unter-
suchung schriftlich fest und berät den Beschäftigten darüber. Auf Wunsch des 
Beschäftigten, stellt er diesem das Ergebnis der Vorsorge zur Verfügung. Der 
Arzt stellt dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine Bescheinigung über die 
durchgeführte arbeitsmedizinische Vorsorge aus. Die Bescheinigung enthält 
Angaben über den Zeitpunkt und den Anlass des aktuellen Vorsorgetermins 
sowie die Angabe, wann aus ärztlicher Sicht weitere arbeitsmedizinische Vor-
sorge angezeigt ist (vgl. AMR 6.3). Diese Bescheinigung enthält weder Diagno-
sen oder andere Informationen über den Gesundheitszustand des Beschäftig-
ten noch eine medizinische Beurteilung zur Eignung für bestimmte Tätigkeiten. 

(8) Nach § 3 Absatz 4 ArbMedVV hat der Arbeitgeber über die durchgeführte ar-
beitsmedizinische Vorsorge eine Vorsorgekartei zu führen mit Angaben dar-
über, wann und aus welchen Anlässen diese für jeden Beschäftigten stattge-
funden hat. 

(9) Nach § 6 Absatz 4 ArbMedVV wertet der Arzt die Erkenntnisse aus der ar-
beitsmedizinischen Vorsorge aus. Ergeben sich Anhaltspunkte dafür, dass die 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes nicht ausreichend sind, so hat der Arzt dies 
dem Arbeitgeber mitzuteilen und ihm (ergänzende) Schutzmaßnahmen für ex-
ponierte Beschäftigte vorzuschlagen. Dieses erfolgt als fachlich kommentierte 
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anonymisierte Weitergabe von Erkenntnissen aus der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge unter Wahrung der schutzwürdigen Belange der untersuchten Perso-
nen. Hält der Arzt aus medizinischen Gründen, die ausschließlich in der Person 
des Beschäftigten liegen, einen Tätigkeitswechsel für erforderlich, so bedarf die 
Mitteilung darüber an den Arbeitgeber der Einwilligung des Beschäftigten. Kon-
kretisierungen enthält die AMR 6.4. Der Arbeitgeber hat als Folge eines Vor-
schlags vonseiten des Arztes nach § 8 Absatz 1 ArbMedVV die Gefährdungs-
beurteilung zu überprüfen und unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zu treffen. Wird ein Tätigkeitswechsel vorgeschlagen, so hat 
der Arbeitgeber nach Maßgabe der dienst- und arbeitsrechtlichen Regelungen 
dem oder der Beschäftigten eine andere Tätigkeit zuzuweisen. 

 


